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EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Sie werden sich an die Ereignisse auf einem Campingplatz im ostwestfälischen

Lüdge erinnern, welche 2018 bekannt geworden sind. Über einen Zeitraum von
rund zehn Jahren wurde schwerer sexueller Missbrauch an zahlreichen Kindern
verübt. Bei der Aufarbeitung der Ereignisse stand insbesondere die Kinder- und
Jugendhilfe in der Pflicht. Zwei Jugendämter hatten im Laufe der Zeit Hinweise
erhalten, welche – jedenfalls in einer ex-post Betrachtung – zu einem entschlosse-
nen Eingreifen hätten führen müssen.
Aktuell hat der Parlamentarische Ausschuss IV „Kindesmissbrauch“, der in Nordrhein-
Westfalen im Juni 2019 zur Aufarbeitung des „Missbrauchskomplexes Lügde“ einge-
setzt worden ist, einen Bericht vorgelegt. Obgleich es sich dabei „nur“ um einen Zwi-
schenbericht handelt – die Arbeit soll nach den Neuwahlen im Mai 2022 fortgesetzt
und eventuell um die „Missbrauchskomplexe Münster und Bergisch Gladbach“ erwei-
tert werden –, enthält dieser wertvolle Erkenntnisse und Schlussfolgerungen, welche
zu einer strukturellen Verbesserung des Kinderschutzes beitragen können. Die Emp-
fehlungen, auf welche sich der Ausschuss verständigen wird, sollten Anstoß für eine
Fortentwicklung des präventiven Kinderschutzes sein.
Die Liste der zu diskutierenden Fragen ist lang:

• Ist es sachgerecht, dass keine gesetzlichen Anknüpfungspunkte für die Bestim-
mung des unbestimmten Rechtsbegriffs der „gewichtigen Anhaltspunkte“ für eine
Kindeswohlgefährdung bestehen? In der Praxis existieren jedenfalls divergierende
Merkmalslisten; der Verwaltungsvollzug zu § 8a SGB VIII ist sehr disparat.

• Nach geltender Rechtslage führt ein Anfechtungswiderspruch gegen den belasten-
den Verwaltungsakt der Inobhutnahme dazu, dass die Inobhutnahme trotz Vorlie-
gens einer dringenden Gefahr zunächst nicht weiter vollzogen werden kann. Um
einen notwendigen Schutz des Kindes gewährleisten zu können, muss das Jugend-
amt in einem aufwändigen Verwaltungsverfahren die sofortige Vollziehung der
Inobhutnahme schriftlich verfügen. Ist das sachgerecht?

• Datenschutz ist ohne Frage für die Tätigkeit der Kinder- und Jugendhilfe ein
ganz wichtiges Instrument, da hiermit die notwendige Vertrauensbeziehung her-
gestellt werden kann. Allerdings führen datenschutzrechtliche Vorgaben zu er-
heblichen Restriktionen bei der täglichen Arbeit. Ist das Verhältnis zwischen Kin-
derschutz und Datenschutz im Jahr 2022 noch richtig austariert?

• Ist es insbesondere sachlich zu rechtfertigen, dass neben dem Vorliegen einer Kin-
deswohlgefährdung kumulativ weitere Voraussetzungen („ohne diese Mitteilung
eine für die Gewährung von Leistungen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht
ermöglicht werden könnte“) vorliegen müssen, um in datenschutzkonformer Weise
nach § 65 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB VIII das Familiengericht informieren zu können?

• Es gibt Situationen, in welchen eine Kindeswohlgefährdung mit den Mitteln der
öffentlichen und freien Jugendhilfe nicht abgewendet werden kann. Dann sind
Dritte (z.B. die Gesundheitshilfe oder die Polizei) einzuschalten. Allerdings ist nach
geltender Rechtslage nicht hinreichend klar, unter welchen exakten Vorausset-
zung sich das Jugendamt nach § 8a Abs. 3 S. 2 SGB VIII an Dritte zu wenden hat.
Ist das sachgerecht?

Ich bin der Meinung, dass es insbesondere auf struktureller Ebene einen Weiterent-
wicklungsbedarf gibt. Mit den durch Art. 1 und 2 des KJSG in § 8a SGB VIII und
§§ 4, 5 KKG erfolgten Rechtsänderungen ist ein erster sehr wichtiger Schritt hin zu
einem besseren multiprofessionellen Handeln erfolgt. Weitere Schritte, auch auf le-
gislativer Ebene, sollten aber zeitnah in Angriff genommen werden.
Das Ziel eines guten Kinderschutzes eint uns. Über die einzuschlagenden Wege
sollten wir in einen konstruktiven Dialog eintreten!

Ihr

Prof. Dr. Jan Kepert
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